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Einleitung

A. Umriss der Fragestellung

Das Nach- und Umdenken über die Staat-Bürger-Beziehung bei Verwirk
lichung des Gemeinwohls fehlen nie in den gesellschaftlichen Diskursen jeder 
Epoche1. Wer sich heutzutage mit allgemeiner oder wissenschaftlicher Sinn-
deutung von der Staat-Bürger-Beziehung befasst, wird mit einer Fülle von 
Literatur konfrontiert, die sich unter den Rubriken von „Kooperation“ und 
„Partizipation“ sortieren lässt2. Die Diskurse über Kooperation und Partizipa-
tion spiegeln in wissenssoziologischer Hinsicht nicht nur bestimmte Staats- 
und Aufgabenverständnisse wider, sondern realisieren sich auch in Programm-
sätzen und Handlungsformen, die von diesen Staats- und Aufgabenverständ-
nisse abgeleitet werden können3. Das Verständnis des Staates bestimmt sich 
durch gesellschaftliche Konstruktion der sozialen Beziehung des Staates zu 
seinen Bürgern: Die verallgemeinerten Bürger können sich in einem intra
organisatorischen Kontext dem Staat im öffentlichen Dient widmen4 oder in 
einem interorganisatorischen Kontext mit dem Staat konkurrieren5 oder ko-

1  Vgl. Stolleis, Staat und Staatsräson in der frühen Neuzeit, S. 7 ff.; Voßkuhle, Betei-
ligung Privater an der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben und staatliche Verantwor-
tung, VVDStRL 2003, S. 273, der die Verantwortung für das gemeine Wohl und für die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben als „unendlichen Diskurs“ bezeichnet.

2  Meerkerk, Top-Down Versus Bottom-Up Pathways to Collaboration Between 
Governments and Citizens, in: Kekez/Howlett (Hrsg.), Collaboration in Public Service 
Delivery, S. 153; OECD, Open Government, S. 161 f.; Martini, Transparenz, Partizipa-
tion und Kollaboration als Leitbilder einer digitalen Zeitenwende, in: Hill/Martini/
Wagner (Hrsg.), Transparenz, Partizipation, Kollaboration, S. 11 ff.; Bingham, The 
Next Generation of Administrative Law, Wisconsin Law Review 2010, S. 298 ff.; Holt-
kamp/Bogumil/Kißler, Kooperative Demokratie, S. 21 ff.; Alexander, Wer darf bei 
Bauvorhaben mitreden?, FAZ v. 07.03.2021, https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/
debatten/neue-formen-der-buergerbeteiligung-bei-bauvorhaben-17227673.html (zu-
letzt aufgerufen am 01.06.2023).

3  Wahl, Herausforderungen und Antworten, S. 47; Schuppert, Verwaltungsrecht und 
Verwaltungsrechtswissenschaft im Wandel, AöR 2008, S. 87.

4  Isensee, Gemeinwohl und öffentliches Amt, S. 100 ff.; Burgi, Verwaltungsorgani-
sationsrecht, in: Erichsen/Ehlers (Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, § 8 Rn. 30.

5  Oebbecke, Kommunalrechtliche Voraussetzungen der wirtschaftlichen Betätigung, 
in: Mann/Püttner (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, § 41 
Rn. 2; Schmidt-Trenz, Der Staat als Konkurrent der Selbstverwaltung, in: Stober/Vogel 
(Hrsg.), Wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hand, S. 13 ff.

https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/neue-formen-der-buergerbeteiligung-bei-bauvorhaben-17227673.html
https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/neue-formen-der-buergerbeteiligung-bei-bauvorhaben-17227673.html
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operieren6; der Staat kann seine Bevölkerung mit Gütern und Infrastrukturen 
vorsorgen bzw. versorgen7 und gegebenenfalls die Freiheiten der Bürger be-
schränken bzw. ausgestalten8. Es ist nicht die ontologische Substanz, sondern 
die soziale Beziehung als solche, die den Staat etwa in strukturiertem Kontakt 
mit Bürgern und in disziplinierter Ausübung des Gewaltmonopols Kontur 
verleiht9. Wandeln sich das Staats- und das Aufgabenverständnis mit der ge-
sellschaftlichen und geschichtlichen Fortentwicklung10, verändert sich die 
Staat-Bürger-Beziehung insoweit, als die geläufigen Regelungsstrukturen und 
Handlungsmodi hinsichtlich der Aufgabenerfüllung in entsprechender Weise 
neu angeordnet werden11.

Kooperation und Partizipation sind zwei Handlungskonzepte des Staates, 
die auf eine Neubestimmung der Staat-Bürger-Beziehung angelegt sind. Dies-
bezügliche Diskursformen sind zum Teil  im positiven Verfassungsrecht ver
ankert, zum Teil staatstheoretisch vorgelagert12 und historisch (mit-)bedingt13 
und nicht zuletzt im Bereich des Verwaltungsrechts weiterentwickelt. Die 
Vielfalt von Interaktionsformen hinsichtlich der Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Bürgern bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben tritt in Er-
scheinung, um jene Steuerungsprobleme zu bewältigen, die aus einem Span-
nungsverhältnis zwischen der zunehmenden Komplexität der Staats- bzw. 

6  Ziekow, Verankerung verwaltungsrechtlicher Kooperationsverhältnisse (Public 
Private Partnership) im Verwaltungsverfahrensgesetz, S. 2 ff.; Ziekow/Windoffer, Pub-
lic Private Partnership, S. 17 ff.; Pünder, Kooperation statt Konfrontation, DV 2005, 
S. 1 ff.

7  Forsthoff, Die Verwaltung als Leistungsträger, S. 6; Badura, Die Daseinsvorsorge 
als Verwaltungszweck der Leistungsverwaltung und der soziale Rechtsstaat, DÖV 
1966, S. 624 ff.; Hermes, Staatliche Infrastrukturverantwortung, S. 343 ff.

8  BVerfGE 7, 198; 21, 362 (372); 33, 303 (330); 49, 15 (23). Hillgruber, Grund-
rechtlicher Schutzbereich, Grundrechtsausgestaltung und Grundrechtseingriff, in: 
Bethge/Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Band  IX, § 200 Rn. 81; Degenhart, Grundrechtsausgestaltung und 
Grundrechtsbeschränkung, in: Axer/Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte 
in Deutschland und Europa, Band III, § 61 Rn. 11 ff.

9  Jessop, The State, S. 10: „The state is not a subject or a thing but a social rela-
tion.“ Zum Perspektivenwandel vom Substanzbegriff hin zum Beziehungsbegriff siehe 
Luhmann, Soziale Systeme, S. 242 ff.

10  Jessop, The State, S. 176. „Die Quintessenz des modernen Politischen besteht in 
der Reproduktion inhärent flexibler Grenze zwischen Staat und Gesellschaft.“

11  Benz, Der moderne Staat, S. 276; Wahl, Herausforderungen und Antworten, 
S. 47 ff.

12  Wahl, Herausforderungen und Antworten, S. 44.
13  Bullinger, Öffentliches Recht und Privatrecht, S. 75; Stolleis, Öffentliches Recht 

und Privatrecht im Prozeß der Entstehung des modernen Staates, in: Hoffmann-Riem/
Schmidt-Aßmann (Hrsg.), Öffentliches Recht und Privatrecht als wechselseitige Auf-
fangordnungen, S. 41 ff.
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Verwaltungsaufgaben einerseits und der sinkenden Leistungsfähigkeit bzw. 
der begrenzten Ressourcenverfügbarkeit des Staates14 andererseits erwachsen. 
Dem Handlungsprinzip der Zusammenarbeit und dem der Beteiligung wird 
vor allem in den durch die Leipzig Charta geprägten Handlungsfeldern der 
nachhaltigen Stadtentwicklung15 eine erhebliche Gewichtung beigemessen. 
Indem die Bürger in die Wirkungszusammenhänge der kooperativen Gemein-
wohlverwirklichung einbezogen werden, vollzieht sich die Erledigung öffent-
licher Aufgaben nicht unbedingt im Monolog von staatlichen Akteuren16.

Das Kooperationskonzept bezieht sich primär auf eine zielgebundene Zu-
sammenarbeit zwischen Staat und Privaten im Kontext der Erfüllung staat-
lich definierter Gemeinwohlaufgaben. Bereits auf der Speyerer Staatsrechts-
lehrertagung im Jahr 1970 wurde „Die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben 
durch Private“ zum Thema gebracht, wobei die Privaten in einer govern
ment-zentrierten Weise positioniert und als Handlungsmodalität zur Entlas-
tung der staatlichen Aufgabenwahrnehmung instrumentalisiert wurden17. Ab 
den 80er  Jahren, spätestens ab den 90er  Jahren des letzten Jahrhunderts hat 
das Leistungspotenzial gesellschaftlicher Akteure im Zuge des Privatisie-
rungstrends mit der Forderung nach dem Rückzug des Staates18 aus dem 
Podium der monologischen Aufgabenerfüllung an Bedeutung gewonnen. Im 
Brennpunkt der staatsrechtlichen Diskussionen standen die Auseinanderset-
zungen jeweils mit den Möglichkeiten und Grenzen des vertraglichen bzw. 
informalen Verwaltungshandelns19, der Handlungsmodi von Verwaltungsauf-

14  Kaufmann, Diskurse über Staatsaufgaben, in: Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 
S. 28 ff.; Ritter, Das Recht als Steuerungsmedium im kooperativen Staat, in: Grimm 
(Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben – sinkende Steuerungsfähigkeit des Rechts, S. 72; 
Benz, Der moderne Staat, S. 275.

15  BMUB, Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt (Stand: 25.05.2007); 
BMI, Neue Leipzig Charta (Stand: 30.11.2020); Heinig, Integrierte Stadtentwicklungs-
planung, S. 32.

16  Schuppert, Gemeinwohldefinition im kooperativen Staat, in: Münkler/Fischer 
(Hrsg.), Gemeinwohl und Gemeinsinn im Recht, S. 75.

17  Ossenbühl, Die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben durch Private, VVDStRL 
1971, S. 143. Ein Jahr später befasste sich die Regensburger Staatsrechtslehrertagung 
mit „der Dogmatik des Verwaltungsrechts vor den Gegenwartsaufgaben der Verwal-
tung“; die Veränderung der Staat-Bürger-Beziehung wurde in diesem Zusammenhang 
teilweise thematisiert; Brohm, Die Dogmatik des Verwaltungsrechts, VVDStRL 1972, 
S. 293 ff.

18  Schuppert, Rückzug des Staates?, in: Sontheimer/Schuppert/Wollasch (Hrsg.), 
Rückzug des Staates?, S. 33 ff.; Trute, Vom Obrigkeitsstaat zur Kooperation, in: Trute 
(Hrsg.), Rückzug des Ordnungsrechtes im Umweltschutz, S. 13 ff.

19  Burmeister, Verträge und Absprachen zwischen der Verwaltung und Privaten, 
VVDStRL 1993, S. 190 ff.; Krebs, Verträge und Absprachen zwischen der Verwaltung 
und Privaten, VVDStRL 1993, S. 248 ff.


